
Fünfte Ordnung zur Änderung der Ordnung für die  
Prüfung im lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang  

an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz  
 

vom  16. Oktober 2012 
StAnz. S. 2218 

 

 

 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Hochschulgesetz in der Fas-
sung vom 19. November 2010 (GVBl. S. 463), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. De-
zember 2011 (GVBl. S.455), BS 223-41, haben  

 

der Fakultätsdekan der Katholisch-Theologischen Fakultät am 4. Juli 2012  
und der Fakultätsrat der Evangelisch-Theologischen Fakultät am 18. Juli 2012 
sowie die Fachbereichsräte der Fachbereiche 
02 – Sozialwissenschaften, Medien und Sport am 18. Juli 2012 
05 – Philosophie und Philologie am 18. Juli 2012 
08 – Physik, Mathematik und Informatik am 18. Juli 2012 
09 – Chemie, Pharmazie und Geowissenschaften am 18. Juli 2012 
10 – Biologie am 4. Juli 2012 
die Dekanin des Fachbereichs 
07 – Geschichts- und Kulturwissenschaften am 14. September 2012 
durch Eilentscheid gemäß § 88 Abs. 3 HochSchG 
 
und die Räte der  
Hochschule für Musik Mainz am 11. Juli 2012 und der 
Kunsthochschule Mainz 18. Juli 2012 
 

 

die folgende Ordnung zur Änderung der Ordnung für die Prüfung im lehramtsbezogenen 
Bachelorstudiengang an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz vom 9. Juli 2010 in der 
Fassung vom 11. April 2011, der Fassung vom 28. Juni 2011 und der Fassung vom 22. De-
zember 2011 beschlossen. Diese Ordnung hat der Präsident der Johannes Gutenberg-
Universität mit Schreiben vom 28. September 2012, Az.: 03/02/12/02/02/001 genehmigt. Sie 
wird hiermit bekannt gemacht. 

 

 

Artikel 1 
 

Die Ordnung für die Prüfung im lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang an der Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz vom 09. Juli 2010 (StAnz. S. 1077) in der Fassung vom 
11. April 2011 (StAnz. S. 847), in der Fassung vom 28. Juni 2011 (StAnz. S. 1319) und in der 
Fassung vom 22. Dezember 2011 (StAnz. S. 178) wird wie folgt geändert: 



 

1.) § 2 Absatz 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Zum lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang wird zugelassen, wer über eine Hoch-
schulzugangsberechtigung gemäß § 65 Abs. 1 und 2 HochSchG verfügt und den Prüfungs-
anspruch für diesen Studiengang nicht verloren hat. Zur diesbezüglichen Überprüfung ist 
eine entsprechende Erklärung vorzulegen. 

(2) Es wird vorausgesetzt, dass die Studierenden über ausreichende aktive und passive eng-
lische Sprachkenntnisse verfügen, die zur Lektüre englischsprachiger Fachliteratur und zur 
Teilnahme an Lehrveranstaltungen in englischer Sprache befähigen; dies umfasst nicht das 
Anfertigen von schriftlichen Studienleistungen sowie von Prüfungsleistungen in englischer 
Sprache, sofern im Anhang nichts anderes geregelt ist. Bestimmungen im Anhang über den 
erforderlichen Nachweis fachspezifischer Sprachkenntnisse bleiben hiervon unberührt. Wird 
im fachspezifischen Anhang der Nachweis von Sprachkenntnissen zu einem bestimmten 
Zeitpunkt gefordert und nicht erbracht, ist eine Fortführung des Studiums in diesem Fach 
nicht mehr möglich; die Immatrikulation wird ohne weitere Mitteilung aufgehoben.“ 

 

2.) § 3 wird wie folgt geändert: 

a.) Absatz 1 Buchstabe c vor dem Wort „vorgeschriebenen“ wird das Wort „den“ eingefügt. 

b.) In Absatz 3 Satz 1 werden im Klammerzusatz die Worte „Hauptschule“ und „Realschule“ 
gestrichen.  

c.) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Studien- und Prüfungsleistungen darf nur erbringen, wer ordnungsgemäß in dem lehr-
amtsbezogenen Bachelorstudiengang an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz einge-
schrieben und nicht beurlaubt ist sowie seinen Prüfungsanspruch nicht verloren hat; § 67 
Abs. 4 HochSchG (Frühstudierende) bleibt unberührt. § 2 Abs. 7 der Ordnung für die Zulas-
sung und Einschreibung von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern an der Johannes 
Gutenberg-Universität bleibt davon unberührt.“ 

 

3.) § 4 Absatz 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Erfolgt die Meldung zur Bachelorarbeit gemäß § 15 Absatz 5 nicht spätestens zum Ab-
schluss des sechsten Studienjahres, gilt die Bachelorarbeit als erstmals nicht bestanden; für 
die Wiederholung gelten die Fristen gemäß § 15 Absatz 13. In diesem Fall ist die oder der 
Studierende schriftlich zur Teilnahme an einer Studienfachberatung aufzufordern. 

(3) Bei der Ermittlung der Studienzeiten, die für die Einhaltung der in Absatz 2 genannten 
sowie weiterer im Rahmen dieser Prüfungsordnung vorgeschriebenen Fristen maßgeblich 
sind, werden Verlängerungen und Unterbrechungen von Studienzeiten nicht berücksichtigt, 
soweit sie 

1. durch die Mitwirkung in gesetzlich oder satzungsmäßig vorgesehenen Gremien einer 
Hochschule, einer Studierendenschaft oder eines Studierendenwerks, 

2. durch Krankheit, eine Behinderung oder andere von der oder dem Studierenden nicht 
zu vertretende Gründe oder 



3. durch Schwangerschaft oder Erziehung eines Kindes; in diesen Fällen ist mindestens 
die Inanspruchnahme der gesetzlichen Mutterschutzfristen und der Fristen der Eltern-
zeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz zu ermöglichen, 

4. durch die Betreuung einer oder eines pflegebedürftigen Angehörigen, oder 

5. durch ein ordnungsgemäßes einschlägiges Auslandsstudium bis zu zwei Semestern; 
dies gilt nicht für Auslandsstudienzeiten, die nach der Prüfungsordnung abzuleisten 
sind, 

bedingt waren. Die Pflicht zum Erbringen der Nachweise nach Satz 1 obliegt den Studieren-
den.“ 

 

4.) § 5 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Lehrveranstaltungen des Bachelorstudienganges werden im Rahmen von Modulen 
angeboten. „Modul“ bezeichnet thematisch und zeitlich aufeinander abgestimmte, in sich 
abgeschlossene Lehreinheiten. In der Regel wird jedes Modul mit einer Modulprüfung ge-
mäß § 11 abgeschlossen. In besonders begründeten Einzelfällen kann eine Modulprüfung 
aus Teilprüfungen bestehen. In besonders begründeten Fällen können auch mehrere Module 
mit einer Prüfung abgeschlossen werden. Für die Prüfungen gemäß Satz 3 und 4 gilt § 11 
entsprechend. 

(2) Jedes Modul ist mit Leistungspunkten (= LP) versehen, die dem ungefähren Zeitaufwand 
entsprechen, der in der Regel durch die Studierende oder den Studierenden für den Besuch 
aller verpflichtenden Lehrveranstaltungen des Moduls, die Vor- und Nachbereitung des Lehr-
stoffes, den ggf. erforderlichen Erwerb von Leistungsnachweisen, die Prüfungsvorbereitung 
und die Ablegung der Modulprüfung erforderlich ist. Entsprechendes gilt für die Bachelor-
arbeit. Die Vergabe der Leistungspunkte erfolgt jeweils nach erfolgreichem Abschluss des 
Moduls gemäß Absatz 1 einschließlich sämtlicher im Rahmen des Moduls zu erbringender 
Studienleistungen gemäß Absatz 4 oder nach erfolgreichem Abschluss der Bachelorarbeit. 
Die Maßstäbe für die Zuordnung von Leistungspunkten entsprechen dem European Credit 
Transfer and Accumulation System (ECTS). 

(3) Voraussetzung für die Vergabe von Leistungspunkten für Module ist grundsätzlich der 
erfolgreiche Abschluss der Modulprüfung gemäß § 11 nach regelmäßiger und aktiver Teil-
nahme an den Lehrveranstaltungen des Moduls. Die Voraussetzungen für die aktive Teil-
nahme werden spätestens zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben; aktive Teil-
nahme kann z.B. in dem Lesen bzw. Durcharbeiten von vorgegebener Lektüre, dem Halten 
von Kurzreferaten, dem Erstellen von Kurzprotokollen, dem Bearbeiten von Übungsaufgaben 
etc. bestehen. In begründeten Einzelfällen kann von einem Nachweis der regelmäßigen Teil-
nahme gemäß Satz 1 abgesehen werden. Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig, in der 
Regel vor Beginn der ersten Lehrveranstaltung des Moduls, an die Verantwortliche oder den 
Verantwortlichen der Lehrveranstaltung zu stellen. Die Entscheidung hierüber trifft der jewei-
lige Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit den zuständigen Fachvertreterinnen und 
Fachvertretern. 

(4) Der ordnungsgemäße Abschluss eines Moduls kann, soweit dies im jeweiligen Anhang 
geregelt ist, über das Bestehen der Modulprüfung hinaus vom Erbringen von Studienleistun-
gen abhängig gemacht werden. Studienleistungen dienen vornehmlich der individuellen Leis-
tungskontrolle; ihre Benotung geht nicht in die Modulnote ein. Studienleistungen können nur 
bei einer nachgewiesenen regelmäßigen und aktiven Teilnahme an den Lehrveranstaltungen 
bescheinigt werden; Absatz 3 Satz 3 bis 5 bleibt hiervon unberührt. Eine Studienleistung ist 



erbracht, wenn bei der Leistungsüberprüfung eine mindestens als „bestanden“ oder mit „aus-
reichend“ (4,0) bewertete Leistung entsprechend § 16 Absatz 1 erzielt wurde. Solche Leis-
tungsüberprüfungen können mehrere Teile umfassen und bestehen vor allem aus Klausuren, 
mündlichen Prüfungen, Protokollen, Kolloquien, Referaten, praktischen Übungen und Haus-
arbeiten. Näheres regelt der Anhang. Sofern im Anhang mehrere alternative Formen der 
Leistungsüberprüfung vorgesehen sind, gibt die Veranstaltungsleiterin oder der Veranstal-
tungsleiter die jeweilige Art und Dauer der Leistungsüberprüfung spätestens zu Beginn der 
Vorlesungszeit bekannt. Bei benoteten Studienleistungen erfolgt die Bewertung gemäß § 16. 

(5) Eine regelmäßige Teilnahme liegt dann vor, wenn die oder der Studierende in allen von 
der Veranstaltungsleiterin oder dem Veranstaltungsleiter im Verlauf eines Semesters ange-
setzten Einzelveranstaltungen anwesend war. Eine regelmäßige Teilnahme kann noch attes-
tiert werden, wenn die oder der Studierende bis zu zwei Einzelveranstaltungen, höchstens 
aber vier Veranstaltungsstunden im Semester, versäumt hat; auf Absatz 6 Satz 3 wird ver-
wiesen. In begründeten Einzelfällen können Ausnahmen zugelassen werden. 

(6) Die Veranstaltungsleiterin oder der Veranstaltungsleiter unterrichtet die oder den Vorsit-
zenden des zuständigen Prüfungsausschusses (gemäß § 7 Abs. 3 Satz 3) unmittelbar nach 
Abschluss einer Lehrveranstaltung über die Teilnehmerinnen und Teilnehmer; dabei sind der 
oder dem Vorsitzenden auch die Namen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer mitzuteilen, 
die an der Lehrveranstaltung nicht regelmäßig teilgenommen haben. Sofern Prüfungs- und 
Studienleistungen zu erbringen sind, wird der Prüfungsausschuss unverzüglich über die von 
den Studierenden erzielten Ergebnisse unterrichtet, sowie darüber, welche Studierenden 
nicht an der Leistungsüberprüfung teilgenommen haben. Bei Vorlesungen wird der Nachweis 
der regelmäßigen Teilnahme durch das Bestehen der Modulprüfung geführt; die Mitteilung 
gemäß Satz 1 entfällt. 

(7) Für die Teilnahme an Lehrveranstaltungen ist in der Regel eine fristgerechte und verbind-
liche Anmeldung erforderlich. Die oder der Vorsitzende des zuständigen Prüfungsausschus-
ses setzt in Absprache mit der Veranstaltungsleiterin oder dem Veranstaltungsleiter die je-
weiligen Anmeldetermine und -modalitäten fest. Übersteigt die Zahl der Anmeldungen für 
eine teilnehmerbeschränkte Lehrveranstaltung die Zahl der verfügbaren Plätze, so sind bei 
der Vergabe die Richtlinien des Senats über den Zugang zu Lehrveranstaltungen mit be-
schränkter Teilnehmerzahl in der jeweils gültigen Fassung zu verwenden. 

(8) Eine Lehrveranstaltung, mit Ausnahme von Vorlesungen, an der ohne von der bzw. dem 
für die Lehrveranstaltung Verantwortlichen genehmigte Entschuldigung nicht regelmäßig 
teilgenommen wurde, kann zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung einer Lehrveran-
staltung, in der bereits eine Studienleistung erbracht wurde, mit dem Ziel des Erwerbs weite-
rer Leistungspunkte oder der Verbesserung der erzielten Note ist ausgeschlossen. 

(9) Nicht bestandene Studienleistungen sollten zum nächstmöglichen Termin wiederholt 
werden. Die Wiederholung von nicht bestandenen Studienleistungen ist in bestimmten Fällen 
nur zweimal möglich. Nähere Einzelheiten sind im Anhang geregelt. Die Wiederholung einer 
Studienleistung mit dem Ziel des Erwerbs weiterer Leistungspunkte oder der Verbesserung 
der erzielten Note ist ausgeschlossen. 

(10) Leistungspunkte für einzelne Lehrveranstaltungen werden nur auf schriftlichen Antrag 
und nur zu Zwecken des Transfers bescheinigt. Werden in begründeten Einzelfällen Einzel-
nachweise für eine erbrachte Studienleistung benötigt, wird ein Studiennachweis ausgestellt. 
Der Studiennachweis enthält mindestens den Namen der oder des teilnehmenden Studie-
renden, die genaue Bezeichnung der Lehrveranstaltung und des Moduls, die Angabe des 
Semesters, in dem die Lehrveranstaltung durchgeführt wurde, die Zahl der Leistungspunkte 
und im Falle einer Studienleistung auch die Art und das Ergebnis der Leistungsüberprüfung.“  



 

5.) § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa.) In Satz 1 wird hinter dem Wort „Leistungspunkte“ der Klammerzusatz „(LP)“ eingefügt. 

bb.) In Satz 1 Nummer 2 wird die Verweisung „Absatz 4“ durch „Absatz 5“ und die Zahl „12“ 
durch „10“ ersetzt. 

cc.) In Satz 1 Nummer 3 wird die Zahl „8“ durch die Zahl „10“ ersetzt. 

b.) In Absatz 4 wird hinter Satz 1 folgender Satz eingefügt: „Die Fachbereiche sowie die ko-
operierenden Einrichtungen stellen das für jedes Modul erforderliche Lehrangebot sicher.“ 

c.) In Absatz 5 wird die Bezeichnung „Landesverordnung über die Erste Staatsprüfung für 
Lehrämter nach Abschluss der Hochschulprüfungen lehramtsbezogener Bachelor- und Mas-
terstudiengänge vom 12. September 2007 (GVBl. S. 152)“ durch „Landesverordnung über 
die Anerkennung von Hochschulprüfungen lehramtsbezogener Bachelor- und Masterstudi-
engänge als Erste Staatsprüfung für Lehrämter vom 12. September 2007 (GVBl. S. 152) in 
der jeweils gültigen Fassung“ ersetzt. 

d.) Absatz 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In den Fächern der modernen Fremdsprachen sind im Verlauf des Bachelor- oder Master-
studiums in der Regel Auslandsaufenthalte in Ländern der Zielsprache mit einer Dauer von 
insgesamt mindestens drei Monaten zu absolvieren.“ 

e.) In Absatz 7 Satz 3 wird vor dem Wort „Prüfungsausschusses“ das Wort „zuständigen“ 
eingefügt.  

 

6.) § 7 wird wie folgt geändert: 

a.) In Absatz 8 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz eingefügt: „Zudem kann an den 
Sitzungen der Prüfungsausschüsse der Fächer und Fachbereiche zusätzlich die Leiterin o-
der der Leiter des jeweiligen Prüfungsamtes beratend teilnehmen.“ 

b.) Es wird folgender Absatz 10 angefügt: „(10) Der Prüfungsausschuss ist dazu berechtigt, 
wissenschaftliche Arbeiten auch mit Hilfe elektronischer Mittel auf Täuschungen und Täu-
schungsversuche zu überprüfen. Zu diesem Zweck kann er von der Verfasserin oder dem 
Verfasser die Vorlage einer geeigneten elektronischen Fassung der Arbeit innerhalb einer 
angemessenen Frist verlangen. Wird dieser Aufforderung nicht nachgekommen, kann die 
Arbeit als nicht bestanden bewertet werden.“ 

 

7.) § 8 wird wie folgt geändert: 

a.) In Absatz 5 wird die Verweisung „§7 Abs. 8 Satz 3 und 4“ durch die Verweisung „§7 Abs. 
8 Satz 4 und 5“ geändert. 

b.) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) An mündlichen Modulprüfungen im Fach Evangelische Religionslehre und im Fach Ka-
tholische Religionslehre kann eine Vertreterin oder ein Vertreter der jeweils zuständigen Kir-
che mit beratender Stimme teilnehmen; sie oder er ist hierzu vom zuständigen Prüfungsamt 
einzuladen.“ 



 

8.) § 9 wird wie folgt geändert: 

a.) In der Überschrift wird das Wort „Anerkennung“ durch das Wort „Anrechnung“ ersetzt und 
das Wort „Studienzeiten“ und das Komma gestrichen. 

b.) In Absatz 1 wird das Wort „Studienzeiten“ und das Komma gestrichen und am Ende des 
Satzes ein Punkt eingefügt. 

c) Die Absätze 2 bis 9 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Prüfungs- und Studienleistungen aus anderen Studiengängen oder bei Vorliegen eines 
anderen lehramtsspezifischen Schwerpunkts werden angerechnet, sofern keine wesentli-
chen Unterschiede hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen bestehen. Bei dieser Anrech-
nung ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewer-
tung vorzunehmen. Hierzu sind Inhalt, Umfang und Anforderungen der Studien- und Prü-
fungsleistungen heranzuziehen. Bei der Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen, 
die außerhalb Deutschlands erbracht wurden, sind die von der Kultusministerkonferenz 
(KMK) und Hochschulrektorenkonferenz (HRK) gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie 
Absprachen im Rahmen von Hochschulkooperationsvereinbarungen zu beachten. 

(3) Für Prüfungs- und Studienleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien, für multimedi-
al gestützte Prüfungs- und Studienleistungen sowie für Prüfungs- und Studienleistungen von 
Frühstudierenden gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem für Prü-
fungs- und Studienleistungen an anderen Bildungseinrichtungen, insbesondere an staatli-
chen oder staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fach- und Ingenieurschulen und 
Offiziershochschulen der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik.  

(4) Außerhalb des Hochschulbereichs erworbene gleichwertige Kenntnisse und Qualifikatio-
nen werden in der Regel maximal bis zur Hälfte des Hochschulstudiums anerkannt. 

(5) Schulpraktische Tätigkeiten, die den Anforderungen der §§ 8 und 9 der Landesverord-
nung über die Anerkennung von Hochschulprüfungen lehramtsbezogener Bachelor- und 
Masterstudiengänge als Erste Staatsprüfung für Lehrämter vom 12. September 2007 (GVBl. 
S. 152) in der jeweils gültigen Fassung entsprechen, werden im Benehmen mit dem Landes-
prüfungsamt für die Lehrämter an Schulen auf die Dauer der nach § 6 Abs. 5 erforderlichen 
schulpraktischen Ausbildung angerechnet. 

(6) Werden Prüfungs- und Studienleistungen anerkannt, werden Noten – soweit die Noten-
systeme vergleichbar sind – übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezo-
gen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden” aufgenommen. 
Eine entsprechende Kennzeichnung der Anerkennung wird vorgenommen. Den anerkannten 
Studien- und Prüfungsleistungen werden die Leistungspunkte zugerechnet, die in dieser 
Ordnung hierfür vorgesehen sind. 

(7) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anerkennung. Die Anerkennung von Prüfungs- und Studienleistungen in fachlich verwandten 
Studiengängen erfolgt von Amts wegen. Die Studierenden haben die für die Anrechnung 
erforderlichen Unterlagen mit dem Antrag auf Zulassung vorzulegen. 

(8) Beabsichtigt die oder der Studierende ein Auslandsstudium mit anschließender Anerken-
nung von im Ausland erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen, soll sie oder er vor Be-
ginn des Auslandstudiums mit der oder dem Vorsitzenden des zuständigen Prüfungsaus-
schusses oder einer oder einem hierzu Beauftragten ein Gespräch über die Anerkennungs-



fähigkeit der Studien- und Prüfungsleistungen führen. Nähere Einzelheiten sind im Anhang 
geregelt. 

(9) Die Kandidatin oder der Kandidat legt dem Hochschulprüfungsamt für das Lehramt die für 
die Anerkennung erforderlichen Unterlagen vor, aus denen die Bewertung, die Leistungs-
punkte und die Zeitpunkte sämtlicher Studien- und Prüfungsleistungen (einschließlich even-
tuell abgelegter schulischer Praktika) hervorgehen, denen sie oder er sich in einem anderen 
Studiengang oder an anderen Hochschulen bisher unterzogen hat. Aus den Unterlagen 
muss ersichtlich sein, welche Modulprüfungen und prüfungsrelevanten Studienleistungen 
nicht bestanden oder wiederholt wurden. Die Unterlagen müssen von derjenigen Hochschule 
ausgestellt sein, an der die Leistungen abgelegt wurden. Über die Anerkennung entscheidet 
der Zentrale Prüfungsausschuss für das Lehramt nach Anhörung der jeweiligen Fachvertre-
terin oder des jeweiligen Fachvertreters. Der Zentrale Prüfungsausschuss kann die Ent-
scheidung über die Anerkennung an die Prüfungsausschüsse der Fächer delegieren.“ 

d.) Die bisherigen Absätze 9 und 10 werden die Absätze 10 und 11. 

 

9.) § 11 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Modulprüfungen werden studienbegleitend erbracht; sie schließen das jeweilige Mo-
dul ab. Durch die Modulprüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie 
oder er die Inhalte und Methoden des Moduls in den wesentlichen Zusammenhängen be-
herrscht und die erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten anwenden kann. Gegenstand der 
Modulprüfungen sind grundsätzlich die Inhalte der Lehrveranstaltungen des jeweiligen Mo-
duls. Eine exemplarische Auswahl von Prüfungsgebieten ist zulässig. 

(2) Eine Modulprüfung besteht grundsätzlich aus einer Prüfungsleistung. Sofern Studienleis-
tungen gemäß Anhang in einem Modul zu erbringen sind, ist deren Bestehen Voraussetzung 
für die Zulassung zur Modulprüfung. Eine Zulassung unter Vorbehalt gemäß Absatz 5 bleibt 
davon unberührt. Der Anhang kann Modulteilprüfungen vorsehen, diese sind nur im begrün-
deten Einzelfall zulässig. Für Modulteilprüfungen gelten die Bestimmungen gemäß Abs. 3 bis 
6 und §§ 12 bis 14 entsprechend. Die Bewertung der Prüfungsleistungen und die Bildung der 
Modulnote der im Anhang vorgeschriebenen Module erfolgt gemäß § 16. Module, die mit 
einer unbenoteten Leistungsüberprüfung abgeschlossen werden, sind in den fachspezifi-
schen Anhängen besonders gekennzeichnet. 

(3) Die Modulprüfungen finden in mündlicher, schriftlicher oder praktischer Form gemäß den 
§§ 12 bis 14 statt. Andere als die in den §§ 12 bis 14 genannten Prüfungsarten sind nach 
Maßgabe des Anhangs zulässig, die Bestimmungen der §§ 12 bis 14 sind entsprechend an-
zuwenden. Die Art und Dauer der Modulprüfungen der einzelnen Module sind im Anhang 
geregelt. 

(4) Für die Teilnahme an Modulprüfungen ist eine fristgerechte und verbindliche Anmeldung 
bei der oder dem Vorsitzenden des zuständigen Prüfungsausschusses erforderlich. Die An-
meldung zu Modulprüfungen soll in der Regel in dem Semester erfolgen, in dem die letzte 
Studienleistung des jeweiligen Moduls erbracht wird. § 10 Abs. 3 gilt entsprechend. Die oder 
der Vorsitzende des zuständigen Prüfungsausschusses setzt in Absprache mit den Prüferin-
nen oder Prüfern gemäß § 8 die jeweiligen Prüfungs- und Anmeldetermine fest. Die Prü-
fungs- und Anmeldetermine werden zu Beginn des Semesters bekannt gemacht. Nach Ab-
lauf der Anmeldefrist ist ein Rücktritt nur noch in begründeten Einzelfällen möglich; insbe-
sondere bei nachgewiesener Erkrankung, nachzuweisendem Fachwechsel, nachzuweisen-
der Exmatrikulation oder nachzuweisendem Hochschulwechsel.  



(5) Eine Modulprüfung kann in der Regel erst abgelegt werden, wenn die dem Modul gemäß 
den Anhängen zugeordneten Studienleistungen (§ 5 Abs. 4) erbracht worden sind. Hängt die 
Zulassung zu einer Modulprüfung vom Vorliegen von Studienleistungen ab und sind diese 
noch nicht vollständig erbracht worden, ist eine Zulassung zu einer Modulprüfung unter Vor-
behalt möglich. Die Modulprüfung ist erst dann bestanden, wenn sämtliche Studienleistun-
gen sowie die Modulprüfung erfolgreich bestanden sind. Über Ausnahmen entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 

(6) Werden mehrere Module gemeinsam mit einer Prüfung abgeschlossen, gelten die Absät-
ze 1 bis 5 entsprechend.“  

 

10.) § 12 wird wie folgt geändert: 

a.) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „erteilen Noten“ durch die Worte „erteilte Note“ er-
setzt. 

 

b.) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann die zentrale Gleichstellungsbeauf-
tragte oder die Gleichstellungsbeauftragte des zuständigen Fachbereichs an mündlichen 
Prüfungen teilnehmen.“ 

c.) Folgender Absatz 7 wird ergänzt: 

„(7) Auf Wunsch der Kandidatin oder des Kandidaten und nach Zustimmung der Prüferin 
oder des Prüfers bzw. der Prüferinnen oder Prüfer können nach Maßgabe näherer Regelun-
gen im Anhang einzelne mündliche Prüfungen in allen Fächern in einer Fremdsprache abge-
halten werden. Dies gilt nicht für Prüfungen die gemäß Absatz 6 abgelegt werden.“ 

 

11.) § 13 wird wie folgt geändert: 

a.) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa.) Satz 3 gestrichen und durch die beiden folgenden Sätze ersetzt: „Das Thema sollte so 
gewählt werden, dass der zeitliche Gesamtaufwand für die Bearbeitung des Themas einer 
studentischen Arbeitsbelastung (im Sinne von § 5 Abs. 2 Satz 1) von insgesamt zwei Wo-
chen (Vollzeit) entspricht, begründete Ausnahmen davon können im Anhang geregelt wer-
den. Der Prüfungsausschuss kann Fristen für die Abgabe der Hausarbeiten festlegen.“ 

bb.) Im bisherigen Satz 4 wird die Verweisung „§ 15 Abs. 8“ durch die Verweisung „§ 15 Abs. 
9“ ersetzt. 

cc.) Der folgende Satz wird angefügt: „§ 12 Abs. 7 gilt entsprechend.“. 

b.) In Absatz 3 werden die Sätze 3 und 4 gestrichen.  

c.) In Absatz 6 wird in Satz 6 das Wort „besonderen“ durch das Wort „besondere“ ersetzt. 

d.) Folgender Absatz 9 wird angefügt: „§ 12 Abs. 6 gilt entsprechend.“. 

 

12.) In § 14 wird in der Überschrift das Wort „Prüfung“ durch das Wort „Prüfungen“ und in 
Absatz 1 Satz 1 die Verweisung „§ 15 Abs. 8“ durch die Verweisung „§ 15 Abs. 9“ ersetzt. 

 



13.) § 15 wird wie folgt geändert: 

a.) Die Absätze 3 bis 10 erhalten folgende Fassung:  

„(3) Die Betreuung der Bachelorarbeit wird von einer Person aus dem Kreis der Prüfungsbe-
rechtigten gemäß § 8 Abs. 2 übernommen. Die Bachelorarbeit darf mit Zustimmung der oder 
des Vorsitzenden des Zentralen Prüfungsausschusses für das Lehramt auch außerhalb der 
Universität angefertigt werden, wenn sie von einer Hochschullehrerin oder einem Hochschul-
lehrer des für das betreffende Fach zuständigen Fachbereiches der Universität betreut wer-
den kann.  

(4) Das vorläufige Thema ist mit der Betreuerin oder dem Betreuer zu vereinbaren und die-
ses ist mit einer Bestätigung der Betreuerin oder des Betreuers dem Zentralen Prüfungsaus-
schuss für das Lehramt bei der Meldung zur Bachelorarbeit gemäß Absatz 5 vorzulegen. 
Findet die Kandidatin oder der Kandidat keine Betreuerin und keinen Betreuer, so sorgt die 
oder der Vorsitzende des Zentralen Prüfungsausschusses für das Lehramt dafür, dass diese 
oder dieser rechtzeitig ein Thema für die Masterarbeit erhält.  

(5) Die Meldung zur Bachelorarbeit erfolgt in der Regel im Laufe des fünften Semesters.  

(6) Die Bearbeitungszeit beträgt acht Wochen. In besonderen Fällen kann auf schriftlichen 
Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten der Zentrale Prüfungsausschuss für das Lehramt 
im Einvernehmen mit der Betreuerin oder dem Betreuer den Bearbeitungszeitraum um max. 
zwei Wochen verlängern; ein entsprechender schriftlicher Antrag muss einschließlich einer 
aussagekräftigen Begründung bis spätestens einen Tag vor Ablauf der Frist gemäß Satz 1 
dem Zentralen Prüfungsamt für das Lehramt vorgelegt werden.  

(7) Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Bachelorarbeit sind von der Betreuerin oder 
dem Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist für die Bearbeitung des Themas eingehalten 
werden kann. Die Ausgabe des Themas der Bachelorarbeit durch die Betreuerin oder den 
Betreuer an die Kandidatin oder den Kandidaten erfolgt über die oder den Vorsitzenden des 
Zentralen Prüfungsausschusses für das Lehramt; § 10 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Ausga-
be ist nur möglich, wenn die Mitteilung über die Wahl eines lehramtsbezogenen Schwer-
punkts gemäß § 3 Abs. 3 vorliegt. Der Zeitpunkt der Ausgabe ist beim Hochschulprüfungs-
amt für das Lehramt aktenkundig zu machen. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb 
der ersten zwei Wochen des Bearbeitungszeitraums zurückgegeben werden. Ein neues 
Thema ist unverzüglich, spätestens doch innerhalb von vier Wochen zu vereinbaren und 
auszugeben. Satz 1 und Absatz 6 Satz 1 gelten entsprechend.  

(8) Die Bachelorarbeit kann in deutscher oder mit Zustimmung der Betreuerin oder des Be-
treuers auch in einer anderen Sprache angefertigt werden. Die Sprachwahl ist bei der An-
meldung zur Bachelorarbeit anzugeben. Für die Erstellung des Diploma Supplement ist, so-
fern die Arbeit nicht in englischer Sprache verfasst ist, das Thema der Arbeit auch in engli-
scher Sprache anzugeben. Bei Abfassung der Bachelorarbeit in einer anderen Sprache als 
der deutschen Sprache ist der Arbeit eine Zusammenfassung in Deutsch beizufügen. In den 
philologischen Fächern kann der Anhang vorsehen, dass die Bachelorarbeit in der Sprache, 
die Gegenstand des Studienfachs ist, angefertigt wird. In diesem Fall ist die Anfertigung der 
Bachelorarbeit in einer anderen Sprache gemäß Satz 1 nicht möglich. 

(9) Die Bachelorarbeit kann, sofern die Betreuerin oder der Betreuer dem zustimmt, auch in 
Form einer Gruppenarbeit angefertigt werden. Der als Prüfungsleistung zu bewertende Bei-
trag der einzelnen Kandidatin oder des einzelnen Kandidaten muss auf Grund der Angabe 
von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien als individuelle Prüfungs-



leistung deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein sowie den Anforderungen nach Ab-
satz 1 entsprechen.  

(10) Die Kandidatin oder der Kandidat reicht die Bachelorarbeit fristgemäß beim Hochschul-
prüfungsamt für das Lehramt gebunden und in dreifacher Ausfertigung ein. Sie oder er hat 
bei der Abgabe eine schriftliche Versicherung gemäß § 18 Abs. 5 einzureichen. Wird die 
Arbeit gemäß Absatz 8 in einer Fremdsprache angefertigt, ist eine deutschsprachige Zu-
sammenfassung beizufügen. Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen. Wird die 
Bachelorarbeit nach Absatz 6 nicht fristgemäß abgegeben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ 
(5,0) bewertet.“ 

 

b.) Die folgenden Absätze 11 bis 13 werden angefügt: 

„(11) Der Zentrale Prüfungsausschuss für das Lehramt leitet die Bachelorarbeit der Erstgut-
achterin oder dem Erstgutachter sowie der Zweitgutachterin und dem Zweitgutachter aus 
dem Kreis der Prüfungsberechtigten gemäß § 8 Abs. 2 zur Bewertung zu. Erstgutachterin 
oder Erstgutachter ist die Betreuerin oder der Betreuer. Handelt es sich um eine fächerüber-
greifende Themenstellung, muss die zweite Gutachterin oder der zweite Gutachter aus dem 
jeweils anderen Fach kommen. 

(12) Die vorgelegte Bachelorarbeit ist von den Gutachterinnen und Gutachtern gemäß den 
Vorgaben des § 16 zu bewerten und es ist je ein Gutachten zu erstellen. Weichen die Bewer-
tungen der beiden Gutachten bis zu einer vollen Notenstufe (  1,0) voneinander ab, so sind 
die Gutachtenden gehalten, sich auf eine gemeinsame Note zu einigen. Kommt die Einigung 
nicht zustande, wird die endgültige Note der Bachelorarbeit aus dem arithmetischen Mittel 
der beiden Einzelbewertungen gebildet; § 16 Abs. 2 gilt entsprechend. Gehen die Noten der 
beiden Gutachten um mehr als eine volle Notenstufe (> 1,0) auseinander, so bestimmt die 
oder der Vorsitzende des Zentralen Prüfungsausschusses für das Lehramt eine dritte Gut-
achterin oder einen dritten Gutachter. Aufgrund der drei Gutachten legt die oder der Vorsit-
zende des Zentralen Prüfungsausschusses für das Lehramt die Note der Bachelorarbeit 
endgültig fest. Das Bewertungsverfahren soll sechs Wochen nicht überschreiten. Die Ba-
chelorarbeit ist bestanden, wenn die Note der Bachelorarbeit mindestens „ausreichend“ (4,0) 
ist.  

(13) Eine mit „nicht ausreichend“ beurteilte oder als nicht bestanden geltende Bachelorarbeit 
kann einmal wiederholt werden. Der Zentrale Prüfungsausschuss für das Lehramt sorgt da-
für, dass die Kandidatin oder der Kandidat innerhalb von sechs Wochen nach Mitteilung über 
das Nichtbestehen der Bachelorarbeit ein neues Thema für eine Bachelorarbeit erhält. Eine 
Rückgabe des Themas der Bachelorarbeit in der in Absatz 7 Satz 4 genannten Frist ist nur 
zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der Anfertigung ihrer oder seiner ersten 
Bachelorarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. Eine zweite Wiederho-
lung der Bachelorarbeit ist ausgeschlossen. Auf § 17 Absatz 6 wird verwiesen.“  

  

14.) § 16 wird wie folgt geändert: 

a.) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „mit der Note „ausreichend“ (4,0)“ durch die Worte 
„mit bestanden oder mit der Note „ausreichend“ (4,0)“ ersetzt. 

b.) In Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz wird vor dem Wort „Modulen“ das Wort „den“ einge-
fügt und in Satz 2 das Wort „ist“ durch das „sind“.  



c.) Absatz 4 erhält folgende Fassung: „Die Gesamtnote für die Bachelorprüfung wird gebildet 
aus den mit den jeweiligen Leistungspunkten gemäß Absatz 3 gewichteten Fachnoten sowie 
der mit 10 Leistungspunkten gewichteten Note der Bachelorarbeit. Im Übrigen gilt Absatz 2 
Satz 7 und 8 sowie Absatz 3 Satz 3 entsprechend.“ 

 

15.) § 17 wird wie folgt geändert: 

a.) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa.) In Satz 1 wird das Wort „hat“ durch das Wort „soll“ ersetzt und das Wort „zu“ gestrichen. 

bb.) In Satz 2 werden die Worte „ein Jahr und neun Monate“ durch die Worte „zwei Jahre“ 
ersetzt.  

b.) Absatz 5 und 6 erhalten folgende Fassung:  

„(5) Für die Wiederholung der Bachelorarbeit gilt § 15 Abs. 13. 

(6) Kann eine Prüfungsleistung einschließlich der Bachelorarbeit nicht mehr erbracht oder 
wiederholt werden, ist die Bachelorprüfung endgültig nicht bestanden und der Prüfungsan-
spruch in dem betreffenden Fach für die von der Kandidatin oder dem Kandidaten gewählten 
Fächerkombination (Studiengang im Sinne des § 68 Abs. 1 Nr. 3 HochSchG) verloren.“  

c.) Es wird folgender Absatz 7 angefügt: „(7) Ist die Bachelorprüfung nicht bestanden oder 
endgültig nicht bestanden oder gilt als nicht bestanden, so erteilt die oder der Vorsitzende 
des zuständigen Prüfungsausschusses der Kandidatin oder dem Kandidaten hierüber einen 
schriftlichen Bescheid, der auch darüber Auskunft gibt, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang und innerhalb welcher Frist die Prüfung wiederholt werden kann. Der Bescheid über 
die nicht bestandene oder endgültig nicht bestandene Bachelorprüfung ist mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen.“ 

 

16.) § 18 wird wie folgt geändert: 

a.) Absatz 2 erhält folgende Fassung:  

„(2) Die für das Versäumnis oder den Rücktritt gemäß Absatz 1 geltend gemachten Gründe 
müssen dem jeweils zuständigen Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und 
glaubhaft gemacht werden. Erkennt der zuständige Prüfungsausschuss die Gründe an, wird 
ein neuer Termin anberaumt. Bereits vorliegende Prüfungsergebnisse sind in diesem Fall 
anzurechnen. Erfolgen Versäumnis oder Rücktritt wegen Krankheit der Kandidatin oder des 
Kandidaten, so muss dies durch ein ärztliches Attest nachgewiesen werden. Die Kandidatin 
oder der Kandidat muss das ärztliche Attest unverzüglich, d.h. ohne schuldhaftes Zögern, 
spätestens bis zum dritten Tag nach dem Prüfungstermin beim zuständigen Prüfungsaus-
schuss vorlegen. Bei einer erstmalig vorgetragenen Prüfungsunfähigkeit ist regelmäßig ein 
einfaches ärztliches Attest ohne weitere Angaben ausreichend, welches lediglich die Prü-
fungsunfähigkeit aus ärztlicher Sicht bescheinigt. Im Wiederholungsfall kann die Vorlage 
eines qualifizierten ärztlichen Attestes, welches den Zeitpunkt der ärztlichen Behandlung, 
Art, Umfang und Dauer der Erkrankung sowie deren Auswirkungen auf die Prüfungsfähigkeit 
bescheinigt, oder eines Amtsarztes ohne diese Angaben, verlangt werden. Eine Verpflich-
tung zur Angabe der ärztlichen Diagnose ist nicht zulässig. Der Krankheit der Kandidatin 
oder des Kandidaten steht die Krankheit eines von ihr oder ihm überwiegend allein zu ver-
sorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen gleich. Werden die Gründe aner-



kannt, so ist nach deren Wegfall die Prüfung zum nächstmöglichen Prüfungstermin abzule-
gen.“ 

b.) Absatz 3 erhält folgende Fassung:  

„(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis einer Prüfung durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, oder erweist sich eine Erklä-
rung gemäß Absatz 5 als unwahr, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) absolviert. Auf § 7 Abs. 10 wird verwiesen. Stört eine Kandidatin oder ein Kan-
didat den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung, kann sie oder er von der jeweiligen Prüfe-
rin oder dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden in der Regel nach Abmahnung von 
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) absolviert. In schwerwiegenden Fäl-
len kann der Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der Erbringung 
weiterer Prüfungsleistungen ausschließen.“ 

c.) Absatz 5 und 6 erhalten die folgende Fassung:  

„(5) Bei schriftlichen Prüfungsleistungen gemäß § 13 mit Ausnahme von Klausuren sowie bei 
der Bachelorarbeit gemäß § 15 hat die oder der Studierende bei der Abgabe der Arbeit eine 
schriftliche Erklärung beizufügen, dass die Arbeit selbstständig verfasst und ausschließlich 
die angegebenen Quellen und Hilfsmittel verwendet wurden und von der Ordnung zur Siche-
rung guter wissenschaftlicher Praxis in Forschung und Lehre und zum Verfahren zum Um-
gang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten Kenntnis genommen wurde. 

(6) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 5 gelten für Studienleistungen entsprechend.“ 

 

17.) § 19 wird wie folgt geändert: 

a.) In der Überschrift wird hinter dem Wort „Zeugnis“ das Wort „Urkunde“ und ein Komma 
eingefügt. 

b.) Die Absätze 1 bis 6 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Hat eine Kandidatin oder ein Kandidat die Bachelorprüfung bestanden, so erhält sie oder 
er über die Ergebnisse unverzüglich, in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach der 
letzten bestandenen Prüfungsleistung, ein Zeugnis. Das Zeugnis enthält die Noten der bei-
den Fächer und der Bildungswissenschaften (§ 16 Abs. 3), die Note der Bachelorarbeit so-
wie die Gesamtnote (§ 16 Abs. 4). Die jeweils erworbenen Leistungspunkte sind anzugeben. 
Ferner enthält das Zeugnis das Thema der Bachelorarbeit. Werden Modulprüfungen an einer 
anderen Hochschule abgelegt und anerkannt, wird dies entsprechend vermerkt. Zusätzlich 
zu der Gesamtnote wird der entsprechende ECTS-Grad sowie die dazugehörige ECTS-
Definition gemäß dem jeweils gültigen Bewertungsschema des European Credit Transfer 
and Accumulation-System dargestellt, sofern die hierzu erforderlichen Daten vorliegen. Er-
brachte zusätzliche, nicht verpflichtend vorgeschriebene Studien- und Prüfungsleistungen 
werden in geeigneter Weise bescheinigt; solche Leistungen werden nicht auf die Gesamtno-
te angerechnet. 

(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht 
worden ist. Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des Zentralen Prüfungsaus-
schusses für das Lehramt zu unterzeichnen und mit dem Siegel des Landes zu versehen. 

(3) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandidaten eine Urkunde 
ausgehändigt, die die Verleihung des Grades eines „Bachelor of Education (B. Ed.)“ beur-



kundet. Die Urkunde trägt das Datum des Zeugnisses. Sie wird von den Dekaninnen oder 
den Dekanen der für das Fachstudium gemäß § 3 Abs. 1 Buchst. b) zuständigen Fachberei-
che unterzeichnet. Die Urkunde ist ferner von der oder dem Vorsitzenden des Zentralen Prü-
fungsausschusses für das Lehramt zu unterzeichnen und mit dem Siegel des Landes zu 
versehen. 

(4) Zusätzlich erhält die Absolventin oder der Absolvent ein Diploma Supplement (DS) ent-
sprechend dem „Diploma Supplement Modell“ von Europäischer Union/Europarat/UNESCO. 
Es ist von der oder dem Vorsitzenden des Zentralen Prüfungsausschusses für das Lehramt 
zu unterzeichnen. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems (DS-Abschnitt 8) ist der 
zwischen KMK und HRK abgestimmte Text in der jeweils geltenden Fassung zu verwenden. 
Das Diploma Supplement enthält insbesondere Angaben über die Hochschule, die Art des 
Abschlusses, das Studienprogramm, die Zugangsvoraussetzungen, die Studienanforderun-
gen und den Studienverlauf sowie über das deutsche Studiensystem.  

(5) Zeugnis, Bachelorurkunde und Diploma Supplement sind deutsch- und englischsprachig 
verfasst. Auf Antrag können die Dokumente zusätzlich in einer anderen gängigen Fremd-
sprache gefasst werden; die Kosten hierfür trägt erforderlichenfalls die Absolventin oder der 
Absolvent. Bei Zeugnissen, Urkunden und Diploma Supplements, die nicht deutschsprachig 
verfasst sind, ist die Verwendung elektronischer Unterschriften oder Faksimilestempel zuläs-
sig. 

(6) Studierende, die die Universität ohne Abschluss verlassen oder ihr Studium an der Uni-
versität in einem anderen Studiengang fortsetzen, erhalten auf Antrag und gegen Vorlage 
der entsprechenden Nachweise eine zusammenfassende Bescheinigung über erbrachte 
Studien- und Prüfungsleistungen. Der Antrag ist schriftlich unter Beifügung der erforderlichen 
Unterlagen an den Zentralen Prüfungsausschuss für das Lehramt zu richten.“ 

 

18.) § 20 wird gestrichen. 

 

19.) In § 22 Absatz 3 Satz 2 wird vor dem Wort „Prüfungsausschusses“ das Wort 
„zuständigen“ eingefügt. 

 



Artikel 2 
 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Änderung der Ordnung für die Prüfung im lehramtsbezogenen Bachelorstudien-
gang an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung 
in Kraft.  

(2) Für Studierende, die bei Inkrafttreten dieser Ordnung die Bachelorarbeit begonnen oder 
diese bereits abgeschlossen haben, gelten die Bestimmungen des Artikel 1 Nr. 5 Buchst. a 
Doppelbuchst. bb) und cc) nicht, sofern sie sich bei der Anmeldung zur Bachelorarbeit für 
das Erbringen der Bachelorarbeit nach den bisherigen Bestimmungen schriftlich gemäß Arti-
kel 5 Absatz 2 der Landesverordnung zur Weiterentwicklung der Praktikumsstruktur in den 
lehramtsbezogenen Bachelor- und Masterstudiengängen vom 29. August 2011 entschieden 
haben.  

Mainz, den 16. Oktober 2012  

Der Fakultätsdekan 
der Katholisch-Theologischen Fakultät 
Univ.-Prof. Dr. Gerhard Kruip 
 
 
Der Fakultätsdekan  
der Evangelisch-Theologischen Fakultät 
Univ.-Prof. Dr. Ulrich Volp 
 
 
Der Dekan des Fachbereiches  
02 – Sozialwissenschaften, Medien und Sport 
Univ.-Prof. Dr. Stefan Aufenanger 
 
 
Der Dekan des Fachbereiches  
05 – Philosophie und Philologie 
Univ.-Prof. Dr. Stephan Jolie 
 
 
Die Dekanin des Fachbereiches  
07 – Geschichts- und Kulturwissenschaften 
Univ.-Prof. Dr. Doris Prechel 
 
 
Der Dekan des Fachbereiches  
08 – Physik, Mathematik und Informatik 
Univ.-Prof. Dr. Peter van Dongen 
 
 
Der Dekan des Fachbereiches  
09 – Chemie, Pharmazie und Geowissenschaften 
Prof. Dr. Wolfgang Hofmeister 



 
Der Dekan des Fachbereichs 
10 – Biologie 
Univ.-Prof. Dr. Hans Zischler 
 
 
Der Rektor  
der Hochschule für Musik Mainz 
Univ.-Prof. Dr. Ludwig Striegel 
 
 
Der Rektor  
der Kunsthochschule Mainz 
Univ.-Prof. Winfried Virnich 
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